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staatlicher Organe und differenzierte Einbeziehung ge
sellschaftlicher Kräfte die zielgerichtete Ausnutzung der 
Vorzüge der sozialistischen Gesellschaft und verleiht der 
Wahrnehmung der Verantwortung der sozialistischen Ge
sellschaft für die Erziehung der Strafgefangenen (vgl. § 2 
Abs. 2) sichtbaren Ausdruck. Nach Abs. 1 besteht das Ziel 
und die Aufgabe der Mitwirkung anderer staatlicher Or
gane und der differenzierten Einbeziehung gesellschaft
licher Kräfte in der Unterstützung der wirksamen Gestal
tung des Erziehungsprozesses (s. dazu auch Anl. 13). Damit 
werden die in den Grundsätzen des § 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 2 
diesbezüglich enthaltenen generellen Bestimmungen über 
die Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte beim Vollzug bzw. 
im Vollzugsprozeß präzisiert und auf den Erziehungsprozeß 
ausgerichtet.
Ausgehend von den real vorhandenen Möglichkeiten und 
Erfordernissen für eine Mitwirkung staatlicher Organe und 
differenzierte Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte, be
stimmt Abs. 1, worauf diese sich erstrecken sollen. Auf den 
genannten Gebieten bestehen die günstigsten Vorausset
zungen dafür, weil sie in enger Verbindung mit dem Leben 
der Gesellschaft stehen und dabei die Mitwirkung staat
licher Organe bzw. die differenzierte Einbeziehung gesell
schaftlicher Kräfte in unterstützender Weise unmittelbar 
zum Tragen kommt.

2. Die MitwirKung anderer staatlicher Organe und die dif
ferenzierte Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte zur 
wirksamen Gestaltung des Erziehungsprozesses stellen 
ihrem Wesen nach eine unmittelbare Entfaltung gesell
schaftlicher Einflüsse auf die Strafgefangenen dar. Sie sind 
im breiten Maße anzuwenden, um entsprechend der kon
kreten Zielstellung in der Erziehungsarbeit mit den Straf
gefangenen nachhaltige Ergebnisse zu erzielen. Bei der 
Mitwirkung anderer staatlicher Organe handelt es sich um 
die Wahrnehmung von Aufgaben, die sich aus Gesetzen, 
RechtsvQrschriften oder anderen rechtlichen Normativen 
ergeben.
So wirken Lehrkräfte aus Einrichtungen der Volksbildung 
auf der Grundlage der gemeinsamen Richtlinie des Mini
sters für Volksbildung und des Ministers des Innern und 
Chefs der Deutschen Volkspolizei vom 11. Oktober 1977


